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Sch en g en -Deb at t e  b e im  In n en m in ist e r -Rat  in  Am st er d am  g ef äh r d et

Er r u n g en sch af t en  d er  EU

Wenn es nach einigen EU-Staaten geht , gehört  der Schengen-Raum , wie wir ihn heute kennen,

bald der Geschichte an. Im  Nachgang des inform ellen Just iz- und Innenm inistert re�ens am

Montag forderte der niederländische Migrat ionsminister Klaas Dijkho� die EU-Kom mission im

Namen m ehrerer Mitgliedstaaten zur Prüfung der Widereinführung von Grenzkont rollen von bis

zu zwei Jahren auf.

" Ich kann nicht fassen, wie leicht fert ig die Mitgliedstaaten m it  den Errungenschaften der

Europäischen Union um springen. Das ist  zu kurz gedacht und grob fahrlässig", empört  sich

Bi r g i t  Sip p e l , innenpolit ische Sprecherin der Sozialdem okraten im  Europäischen Parlament .

Die Wiedereinführung von Kontrollen an den Binnengrenzen der Union von bis zu zwei Jahren

stelle Schengen grundsätzlich in Frage.

"Die europäische Freizügigkeit  aufzugeben ist  keine Lösung für die aktuellen

Herausforderungen", so SPD-Europaabgeordnete Bi r g i t  Sip p e l ,  zum al die Freizügigkeit  für

über die Hälfte der Europäer die größte Errungenschaft  der EU ist . "Die EU-Staaten müssen sich

auf eine humane Flücht lingspolit ik einigen, wenn sie den gemeinsam en Wirtschaftsraum nutzen

wollen."

"Die Debat te zeigt  leider, dass sich die Mitgliedstaaten bei den wirklich wicht igen Fragen noch

im m er nicht  geeinigt  haben: Wie können wir Schutzbedürft ige gerecht  in Europa verteilen? Wie

unterstützen wir Länder, die m it  den aktuellen Zuwanderungszahlen m aßlos überfordert  sind?

Wie kontrollieren wir die Außengrenzen der EU gem einsam ?" Es sei dringend notwendig, dass

der Europäische Rat  im  Februar in diesen Fragen zu einer Einigung kom me, bevor Mit te Mai für

die ersten Mitgliedstaaten die Möglichkeit  von Grenzkontrollen ausläuft .

"Ein Zusam m enbruch von Schengen würde das Vert rauen in die EU t ief erschüt tern und wäre

auch für die Wirtschaft  und den Euro fatal. Die Akt ivierung der Not fallklausel wäre eine

Katast rophe für die EU insgesam t", so Bi r g i t  Sip p e l . "Die Entscheidung liegt  bei den

Regierungen in den Hauptstädten."
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" M i t g l ied st aa t en  h an d e ln  g r ob  f ah r lässig "


